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Begrundung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan VBP Nr. 7 ,Breslauer StraRe*

1. LAGE IM RAUM, GELTUNGSBEREICH

Das Plangebiet liegt im Westen der Stadt Mettmann und wird begrenzt im:

Norden durch die vorhandene Wohnbebauung Breslauer StraRe 9 -11
Osten durch die Breslauer StralRe

Suden durch das Grundstiick der Kirche Thomas Morus

Westen durch die rickwartige Wohnbebauung Breslauer Stral3e 3-7.

Das Plangebiet mit einer Gré3e von ca. 2.725 m2 umfasst in der Gemarkung Mettmann, Flur
17, Teile des Flurstiicks 2047. Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Plan-
zeichnung zu entnehmen.

2. DERZEITIGE NUTZUNG

Die Flache des Plangebietes ist momentan als Griunflache genutzt. Die Grinflache ist mit
einzelnen Laubbaumen bestanden. Langs der Breslauer StralRe sind 10 Stellplatze im Be-
stand vorhanden. Dartiber hinaus befindet sich Im Plangebiet derzeit ein privater Spielplatz.

Das Umfeld des Plangebiets ist vorwiegend durch eine Wohnnutzung gepragt. Sudlich
schliel3t das Grundstiick der Kirche Thomas Morus an.

Das Plangebiet ist topographisch wenig bewegt und die geodatischen Hohen liegen im Mittel
bei 165,5 m Gber NHN.

3. PLANUNGSRECHTLICHE RAHMENBEDINUNGEN

Der giltige Regionalplan fur den Regierungsbezirk Disseldorf (GEP 99) weist den Bereich
des Plangebietes als Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) aus.

Im wirksamen Flachennutzungsplan der Stadt Mettmann ist die Flache des Plangebietes
Uberwiegend als Griunflache mit der Zweckbestimmung Spielplatz dargestellt. Die Ubrigen
Bereiche sind als Wohnbauflache dargestellt.

Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereichs des rechtskraftigen Bebauungsplans

Nr. 14. Fir den Bereich des Plangebietes setzt der Bebauungsplan eine nicht Gberbaubare
Grundstucksflache als Vorgartenbereiche fest.

4. ERFORDERNIS DER PLANAUESTELLUNG UND ZIELE DER PLANUNG

Im Herbst 2009 wurde die Fachhochschule FHDW - die Fachhochschule der Wirtschaft - in
Mettmann an der Marie-Curie-Stral3e erdffnet und die ersten Studierenden haben ihr Studi-
um aufgenommen. Daraufhin wurde zu Beginn des Jahres 2010 an der Leyer Stral3e in
Mettmann ein Wohnheim fur Studenten mit 46 Wohnplatzen eréffnet, um den Studierenden
ein entsprechendes Wohnangebot vorhalten zu kénnen. Fur den Herbst 2010 wird mit weite-
ren 60 bis 120 Studierenden gerechnet, zumal das Studienangebot noch ausgeweitet wird.
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Somit wird ein weiterer Bedarf an addquatem und bezahlbarem Wohnraum fiir die Studie-
renden der Fachhochschule in Mettmann erkannt.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan VBP Nr. 7 ,Breslauer Straf3e” soll eine Erweiterung
des Wohnangebots fur die Nutzer der Fachhochschule erméglichen. Mit der Aufstellung des
Bebauungsplans sollen die planungsrechtlichen Vorgaben fir diese wohnbauliche Entwick-
lung im naheren Umfeld der Fachhochschule Mettmann vorbereitet werden. Ziel der Planung
ist es, eine geordnete stadtebauliche Entwicklung auf Grundlage des Baugesetzbuches und
eine bedarfsgerechte sowie dem Umfeld angepasste Bebaubarkeit des Gelandes zu ermég-
lichen.

Insgesamt wird eine Ergdnzung und Optimierung des Wohnraumangebotes fir die
Mettmanner Bevolkerung angestrebt. Somit soll den Studierenden ein entsprechender
Wohnraum im ndheren Umfeld der Fachhochschule angeboten werden. Die Planung verfolgt
weiterhin das Ziel einer baulichen Innenentwicklung durch Nachverdichtung innerhalb des
Siedlungskdrpers. Mit diesem Ziel verbunden ist auch, dass im Sinne einer nachhaltigen
Landnutzung ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden erzielt werden soll.

9. BEBAUUNGSPLANVERFAHREN DER INNENENTWICKLUNG

Der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan VBP Nr. 7 ,Breslauer Stral3e" wird als
sog. Bebauungsplan der Innenentwicklung im Sinne des § 13a BauGB aufgestellt. Durch die
Planung wird eine zulassige Grundflache festgesetzt, die deutlich unterhalb des Schwellen-
wertes von 20.000 m2 Grundflache liegt.

Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden keine Vorhaben begriindet, die ei-
ner Umweltvertraglichkeitsprifung nach Bundes- oder Landesrecht unterliegen. Die in § 1
Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgiter sind nicht betroffen. Die Stadt Mettmann sieht
die Voraussetzungen fur die Anwendung des § 13a BauGB bei der Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans VBP Nr. 7 ,Breslauer Stral3e” als gegeben. Fir den Bebau-
ungsplan wird demnach keine Umweltpriifung erfolgen. Ein Umweltbericht wird der Begrin-
dung nicht beigefligt. Die durch die Planung bedingten Eingriffe gelten vor der planerischen
Entscheidung als erfolgt bzw. zulassig.

6. PLANERISCHES KONZEPT UND BAULICHE NUTZUNG

Das Konzept sieht eine Erganzung der vorhandenen Wohnbebauung vor. Durch die wohn-
bauliche Entwicklung dieser quadratischen und von drei Seiten eingefassten Flache kann ei-
ne sinnvolle bauliche Verdichtung innerhalb des bestehenden Siedlungskorpers erzeugt
werden.

Das Konzept sieht eine Bebauung parallel der Breslauer Stral3e vor. Das Studentenwohn-
heim soll als eine fur die Umgebung typische Riegelbebauung errichtet werden. Die Bebau-
ung orientiert sich somit an der vorhandenen Bebauungsstruktur in der Umgebung. Der ge-
plante Baukdrper ist von der Breslauer Stral3e etwas abgerickt, um im Vorbereich Flachen
fur die notwendigen Stellplatze vorzuhalten.

Das Studentenwohnheim ist als Riegelbebauung konzipiert. In der Mitte des Gebdaudes,
zentral angeordnet, ist der Eingangsbereich vorgesehen. Hier erfolgt eine Gliederung des
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Baukorpers durch einen Gebdudeversatz. Innerhalb des Studentenwohnheims sind insge-
samt ca. 62 Platze geplant. Es sollen sowohl einzelne Appartements als auch Wohngemein-
schaften innerhalb des Studentenwohnheims angeboten werden.

Die Erschlielung des Plangebietes erfolgt Uber die Breslauer Stral3e. Von der Breslauer
Stral3e aus soll die Stellplatzanlage im Vorbereich des Studentenwohnheims angedient wer-
den. Sudlich der Stellplatzflachen fir PKW ist eine eingehauste Fahrradabstellanlage vorge-
sehen. Die im Bestand vorhandenen Stellplatze werden durch das vorliegende Konzept
Uberplant und innerhalb der neuen Stellplatzanlage nachgewiesen.

Die vorhandenen Laubbaume werden durch das vorliegende Konzept weitgehend tberplant.
Im Westen des Plangebietes kann ein Baum erhalten werden, dieser wird entsprechend im
Bebauungsplan zum Erhalt festgesetzt. Im Bebauungsplan sind ferner im Bereich der zu-
kinftigen Stellplatze neue Baume vorgesehen, die das Grundstiick und den Vorbereich des
Studentenwohnheims entsprechend eingrinen sollen.

Westlich aulRerhalb des Plangebietes soll ferner im Zuge der Umsetzung der Planung ein
Spielplatz errichtet werden. Hier soll fir die umliegenden Wohnbebauungen eine entspre-
chend nutzbare Flache als Ersatz fur den entfallenden privaten Spielplatz im Plangebiet vor-
gesehen werden. Die Umsetzung des geplanten Spielplatzes westlich des Plangebietes wird
im Durchfiihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan verbindlich geregelt.

Art der baulichen Nutzung

Das Plangebiet wird entsprechend den Zielen als Allgemeines Wohngebiet gemal § 4
BauNVO festgesetzt. Die Festsetzung erfolgt entsprechend den Planungszielen und in An-
lehnung an die im ndheren Umfeld vorhandenen baulichen Nutzungsstrukturen und Ge-
bietsausweisungen.

Die ausnahmsweise zulassigen Nutzungen (8 4 Abs. 3 BauNVO) sind nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes, da Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende Ge-
werbebetriebe, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen mit dem Pla-
nungsziel, dem vorhandenen stadtebaulichen Umfeld sowie aufgrund des mit diesen Nut-
zungen verbundenen Flachenbedarfs und Immissionsverhaltens nicht vereinbar sind.

Die entgegenstehenden Darstellungen im Flachennutzungsplan werden im Zuge der Berich-
tigung angepasst.

In dem abzuschlieRenden Durchfiihrungsvertrag ist das Vorhaben weiter beschrieben und
konkretisiert.

Malf3 der baulichen Nutzung

Das Malf3 der baulichen Nutzung im Allgemeinen Wohngebiet wird gemaf? Planungsintention
Uber die Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4, die Zahl der Vollgeschosse (V) sowie die maxi-
mal zulassige Firsthohe bestimmt. Durch die Festsetzungen kann eine auf die Ortlichkeit ab-
gestimmte Bebauung erreicht und eine wirtschaftlich tragfahige Nutzung ermaoglicht werden.
Das Mal der baulichen Nutzung kann sich hinsichtlich der Geschossigkeit, der Grundfla-
chenzahl als auch der zulassigen Firsthbhe an dem BebauungsmafRstab der umliegenden
Bebauung einpassen. Zwar wird durch die Festsetzung von vier Vollgeschossen das Malf3
der baulichen Nutzung gegeniiber den direkt nérdlich und westlich anschlieenden Wohnge-
bauden um ein Vollgeschoss erweitert, jedoch wird durch die Beschrankung der Firsththe
daflir Sorge getragen, dass das Gebaude sich hinsichtlich der H6henverhaltnisse in den Be-
bauungszusammenhang der Umgebung einpassen und insbesondere auch neben der Kir-
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che Thomas Morus vor dem Hintergrund des rdumlichen Erscheinungsbildes keine bauliche
Konkurrenz einnehmen kann.

Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflache

Im Bebauungsplan wird entsprechend der Entwurfsintention eine offene Bauweise festge-
setzt.

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen werden durch Baugrenzen bestimmt. Dabei wird dem
Vorhabentrager bei einer spateren Umsetzung der Planung ein gewisser Gestaltungsspiel-
raum zur Anordnung des Baukorpers auf dem Grundstick eingeraumt. Die festgesetzten
Baugrenzen orientieren sich jedoch sehr nah an dem geplanten Gebaude.

7. ERSCHLIESSUNG

Die fuRlaufige ErschlieBung des Plangebietes erfolgt Gber die Ostlich anschlieRende Ver-
kehrsflache. Die ErschlieBung mittels des motorisierten Individualverkehrs erfolgt ebenfalls
uber die Breslauer StraRe. Uber die Breslauer StraRe besteht der Anschluss an die tiber6rtli-
che ErschlieBung der Dusseldorfer Stral3e (ehem. Bundessstral3e 7).

Die bestehenden ErschlielRungsstraf3en sind ausreichend ausgebaut, um die mit der Planung
verbundenen zusatzlichen Verkehre aufzunehmen.

Nebenanlagen und Stellplatze

Nebenanlagen und Stellplatze sind nur innerhalb der tGberbaubaren Grundstiicksflachen so-
wie in den entsprechend gekennzeichneten Flachen (Flachen fir Nebenanlagen und Stell-
platze) zulassig. Diese Festsetzung wird aufgenommen, um die Wohnruhe in den rickwarti-
gen Garten sicherzustellen und eine zusatzliche Versiegelung in den rlckwartigen Grund-
stiicksbereichen zu vermeiden.

Die notwendigen Stellplatze fir PKW sowie auch ausreichende Abstellméglichkeiten fir
Fahrrader werden zwischen der Breslauer Straf3e und dem Studentenwohnheim unterge-
bracht. Insgesamt sind hier ca. 36 Stellplatze fir PKW vorgesehen. Diese Zahl beinhaltet
auch die 10 Stellplatze, die innerhalb des Geltungsbereiches bereits heute vorhanden sind.

8. GRUNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN

Innerhalb des Plangebietes befinden sich im Bereich der derzeitigen Grinflache einzelne
Laubbdume. Durch die Umsetzung der Planung ist es unumganglich, dass ein Teil dieser
Geholze entfallen wird. Westlich der geplanten Neubaumafnahme soll Uber die Festsetzung
zur Erhaltung gem. 8 9 (1) Nr. 25b BauGB ein Laubbaum im Bestand gesichert werden.

Im Bereich der geplanten Stellplatzflache werden Baume zum Anpflanzen im vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan festgesetzt. Diese Geholze sollen die Stellplatzflachen beschatten
und ferner gegentber der Breslauer Stral3e eine Eingriinung, wie bereits heute im Bestand,
bewirken. Sie dienen somit als Ausgleich fir die durch die geplante Bebauung entfallenden
Baume. Einzelheiten Gber Baumart und Stammumfang werden im Durchfiihrungsvertrag ge-
regelt.
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9. EINGRIFFE IN NATUR UND LANDSCHAFET

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird auf Grundlage von § 13 a BauGB aufgestellt.
Die Voraussetzungen fir die Anwendung eines beschleunigten Verfahrens auf dieser ge-
setzlichen Grundlage werden als gegeben angesehen. Fir den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan wird auf eine Umweltprifung gem. 8 2 Abs. 4 BauGB und einen Umweltbericht
gem. 8 2 a Satz 2 Nr. 2 BauGB verzichtet. Der mit der Planung verbundene Eingriff in Natur,
Boden und Landschaft gilt gemafld 8 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB als bereits erfolgt bzw. zulas-

sig.

Obgleich auf eine entsprechende landschaftstkologische Begutachtung im Zuge des be-
schleunigten Verfahrens nach § 13 a BauGB verzichtet werden kann, wurde im Frahjahr
2010 eine Begehung des Geldndes durchgefihrt, um mogliche streng oder besonders ge-
schutzten Tier- und Pflanzenarten nach 8 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 BNatSchG innerhalb des
Plangebietes festzustellen.

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) regelt in 8§ 42 die Vorschriften fir besonders und
streng geschlitzte Tier- und Pflanzenarten, die von der LANUV (Landesamt fiir Natur, Um-
welt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen) benannten sog. ,planungsrelevanten Ar-
ten“. Demnach ist es u.a. verboten, Tiere zu tdten, wdhrend bestimmter Zeiten erheblich zu
storen oder Fortpflanzungs- oder Ruhestétten zu beschadigen. Daneben ist es verboten,
Pflanzen zu beschadigen.

Um dem Gesetz Rechnung zu tragen, wurde in einem ersten Schritt das Vorkommen streng
bzw. besonders geschiitzter Arten anhand des Naturschutz-Fachinformationssystems unter
www.naturschutz-fachinformationssysteme-nrw.de geprift. Anhand der Liste planungsrele-
vanter Arten des Messtischblattes 4707 (Mettmann) wurden die Habitatanforderungen der
Arten mit den im Plangebiet vorhandenen Raumstrukturen verglichen und bei Ortsbegehun-
gen in der Ortlichkeit Giberprift.

Im Plangebiet befindet sich keine registrierte Biotop- bzw. Biotopverbundflache. Ferner ist
das Plangebiet nicht Bestandteil eines gemeldeten FFH- oder Vogelschutzgebietes. Das
Plangebiet befindet sich auRerhalb des Geltungsbereiches des Landschaftsplanes des Krei-
ses Mettmann.

Das Plangebiet bietet aufgrund der Beschaffenheit potenzielle Lebensrdume fiir siedlungs-
angepasste Arten. Der im Plangebiet befindliche Geholzbestand bietet potenzielle Lebens-
raume insbesondere fir Fledermause. Somit ist auch das Vorkommen von jagenden Fle-
dermausen innerhalb des Plangebietes wahrscheinlich. Durch die Umsetzung des Bebau-
ungsplanes wird die vorhandene private Grundstucksflache tberplant, was zu einem weitge-
henden Verlust der vorhandenen Vegetationsstrukturen innerhalb des Geltungsbereiches
fuhrt. Ein Vorkommen von planungsrelevanten Arten im Plangebiet kann zum derzeitigen
Zeitpunkt nicht ausgeschlossen werden. Fortpflanzungs-, Nist- und Brutstatten sind im Plan-
gebiet zum derzeitigen Kenntnisstand nicht vorhanden und konnten bei Begehungen im
Frihjahr 2010 nicht nachgewiesen werden. Ferner wurden in einer Recherche in der ,Land-
schaftsinformationssammlung (@LINFOS) des Landesamtes fir Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen keine Anhaltspunkte fur planungsrelevante Arten
gefunden.

Durch die vorgestellte Planung wird zum derzeitigen Kenntnisstand keine unmittelbare
Fortpflanzungs- und Ruhestatte zerstort.
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Durch die geplante Ansiedlung des Studentenwohnheims kann der Gehdlzbestand voraus-
sichtlich weitgehend nicht erhalten werden, ein Laubbaum im Westen des Plangebietes kann
jedoch trotz Baumafinahme erhalten werden und wird daher zum Erhalt im Bebauungsplan
festgesetzt. Durch die Planung wird der Verlust von insgesamt ca. 10 Laubb&umen vorberei-
tet. Um einen gewissen Ausgleich fir die entfallenden Baume auf der einen und eine ent-
sprechende Eingriinung des Plangebietes auf der anderen Seite sicherzustellen, werden im
Bebauungsplan insgesamt 13 neue Laubbaume zum Anpflanzen festgesetzt.

10.  VER- UND ENTSORGUNG

Entwasserung

Das Plangebiet kann an das 6rtliche Kanalsystem der Stadt Mettmann angeschlossen wer-
den. Das Schmutz- und Regenwasser soll somit Giber den vorhandenen Mischwasserkanal
im Bereich der Breslauer StralR3e abgefiihrt werden.

Versorgung mit Wasser, Strom, Gas, Telekommunikation

Zum derzeitigen Zeitpunkt wird davon ausgegangen, dass das Plangebiet an das ortliche
Versorgungshetz angeschlossen wird.

11. VERFAHREN

Wahrend der offentlichen Auslegung sind von verschiedenen Birgern Bedenken gegen die
Planung erhoben worden. Dabei wurde u.a. die Anwendbarkeit des vereinfachten Verfahrens
in Zweifel gezogen. Wie bereits ausgefiihrt, ist jedoch gerade die vorliegende Planung ein
klassischer Fall einer maf3vollen Nachverdichtung, fur die das BauGB das Instrument des §
13a vorsieht.

Auch die vorgetragenen Bedenken bezlglich einer zu starken Verdichtung, verbunden mit
unzureichenden Lichtverhéltnissen sowie einer ungeldsten Parkplatz- und Verkehrssituation
sind nicht stichhaltig.

Die geplante Bebauung fugt sich von der Masse und der Hohenentwicklung in den stadte-
baulichen Kontext ein, ausreichende Belichtungsverhaltnisse werden gewahrleistet und die
zu erstellende Parkplatzanlage wird Uber den Durchflihrungsvertrag geregelt. Dass mit dem
Vorhaben eine erhebliche Zunahme des Verkehrsautfkommens verbunden ist, die zu einer
Uberlastung des bestehenden StraBennetzes fiihrt, ist nicht erkennbar.

12. KOSTEN

Die Kosten zur Durchfiihrung der MalRnahme werden von dem Vorhabentrager getragen. Die
Regelung zur Kostentragung und Durchfiihrung der MalRnhahmen erfolgt in einem Durchfiih-
rungsvertrag, der zwischen der Stadt Mettmann und dem Vorhabentrager geschlossen wird.
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13.  STADTEBAULICHE KENNWERTE

Der Geltungsbereich und somit das Allgemeine Wohngebiet umfasst eine Flache von ca.
2.725 m2, Die Grundflache der geplanten Baumalnahme betragt ca. 525 gm. Die Stellplatz-
anlage umfasst ca. 900 gm.

14. HINWEISE

Altlasten
Zum derzeitigen Stand liegen keine Anhaltspunkte fir Altlasten, Altablagerungen oder
schéadliche Bodenverédnderungen vor.

Mettmann, den 22.07.2010

Ralf Bierbaum

Stadt Mettmann, Abteilung Stadtplanung

Dipl.-Ing. (FH) M.Sc. Jan Roth
ISR Stadt + Raum GmbH & Co. KG




	 
	 
	 1.  LAGE IM RAUM, GELTUNGSBEREICH 
	2. DERZEITIGE NUTZUNG 
	3. PLANUNGSRECHTLICHE RAHMENBEDINUNGEN 
	4. ERFORDERNIS DER PLANAUFSTELLUNG UND ZIELE DER PLANUNG 
	5. BEBAUUNGSPLANVERFAHREN DER INNENENTWICKLUNG 
	6. PLANERISCHES KONZEPT UND BAULICHE NUTZUNG 
	7. ERSCHLIESSUNG 
	8. GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 
	9. EINGRIFFE IN NATUR UND LANDSCHAFT 
	10. VER- UND ENTSORGUNG 
	11. VERFAHREN 
	12. KOSTEN 
	13. STÄDTEBAULICHE KENNWERTE 
	14. HINWEISE 

